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Von Kanada lernen
Arbeitsverhältnisse dürfen in Kanada nicht mehr aufgrund des Alters beendigt werden. Die Individualisierung 
des Pensionierungsentscheids erö� net einer Gesellschaft neue Chancen. ROLF WEDER UND RICCARDO BENTELE 

Unsere  Altersvorsorge steuert auf ein riesiges De-
fi zit zu. Experten sprechen von einer zu erwar-
tenden kumulierten Finanzierungslücke von 

ein- bis zweimal der Grösse des Bruttoinlandprodukts 
der Schweiz – einer impliziten Staatsschuld oder einem 
Zahlungsversprechen des Staates gegenüber seinen 
Bürgern, das er offensichtlich nicht halten können 
wird, wenn wir nicht bald etwas dagegen unternehmen. 
Und wir tun schon seit Jahrzehnten praktisch nichts, 
 obwohl wir das Problem schon lange 
kennen und es ganz «souverän» allein 
lösen könnten. Das ist, als ob ein Schiff 
auf einen Eisberg zufährt und sowohl 
Kapitän wie auch Besatzung hoffen, 
der Eisberg werde verschwinden, bis 
man dort ankomme.

Wo liegt das Problem? Eng betrach-
tet geht es um die sogenannte schwei-
zerische Alterspyramide, die sich we-
gen der Babyboomer-Generation in 
eine unvorteilhafte Figur mit einem 
grossen Bauch von heute 45- bis 
60-Jährigen verwandelt hat. Sobald 
die «Bewohner» des Bauchs, die Baby-
boomer, pensioniert werden, reichen 
die heutigen und die künftigen, durch 
die Nachkommen der Babyboomer 
bezahlten AHV-Beiträge nicht aus, um 
die erwarteten Zahlungen an die dann 
pensionierte Generation zu decken.

Man könnte nun meinen, das Prob-
lem der «zu wenigen, die für zu viele» 
aufkommen müssen, löse sich langfristig von allein: Die 
wenigen Nachkommen der Babyboomer dürften selbst 
weniger Nachkommen haben und so keinen neuen 
Bauch schaffen. Auch wenn das so ist, bleibt die Bewälti-
gung der temporären Unterfi nanzierung eine grosse He-
rausforderung für die Gesellschaft. Dass es bisher nicht zu 
grösseren Finanzierungsengpässen gekommen ist, liegt 
aber auch daran, dass die Babyboomer kräftig in die AHV 
 einzahlen für die bisher relativ wenigen AHV-Bezüger.

Sinnloser Abbruch mit 64 oder 65
Etwas breiter betrachtet entpuppt sich das ganze System 
als veraltet. Nicht die Existenz der AHV auf der Basis des 
Umlageverfahrens als Ergänzung zur zweiten (Pensions-
kasse) und zur dritten (Eigenvorsorge) Säule ist gemeint; 
das passt nach wie vor. Überholt ist die Vorstellung eines 
einheitlichen und über die Zeit unveränderten Pen-
sionsalters für alle. Erstens nimmt die Belastung der Jun-
gen mit steigender Lebenserwartung zu. Man vergegen-
wärtige sich, dass bei der Einführung der AHV 1948 die 
Lebenserwartung bei Geburt (bzw. im Alter 65) für Män-
ner 66 Jahre (12 Jahre) und für Frauen 71 Jahre (14 Jahre) 
betrug. Heute sind es für Männer 82 bzw. 20 Jahre und 

für Frauen 86 bzw. 23 Jahre (Bundesamt für Statistik). 
Zweitens bedeutet dies, dass wir heute bereits dann 
in den «wohlverdienten Ruhestand» übertreten, wenn 
viele von uns von Ruhe eigentlich noch gar nichts wis-
sen möchten. Und was heisst «wohlverdient»? Natürlich 
sind wir nicht alle gleich stark motiviert zu arbeiten. 
Nicht von ungefähr erhalten wir für das Arbeiten einen 
Lohn. Aber allein die Idee, sich beim Erreichen des 64. 
bzw. 65. Geburtstags von heute auf morgen nur noch 

mit Wandern, Reisen usf. zu be-
schäftigen, nachdem man sich vor-
her mit Engagement etwas anderem 
ge widmet und sich darauf in der 
Ausbildung gut vorbereitet hat, er-
gibt keinen Sinn – zumal das Leben 
dann im Durchschnitt heute noch 
23 bzw. 20 Jahre dauert.

In der Schweiz werden immer die-
selben Lösungen diskutiert: Harmo-
nisierung des Rentenalters beider 
Geschlechter auf 65, Erhöhung des 
offi ziellen Rentenalters um zwei bis 
drei Jahre, Erhöhung des Beitragssat-
zes und der Mehrwertsteuer, Plafo-
nierung oder gar Reduktion der 
Rente für alle oder nur für diejenigen, 
die im Leben viel gespart haben. Ge-
legentlich wird auch eine  gewisse 
Flexibilisierung des Renteneintritts 
angesprochen – meist auf der Basis 
des schwedischen Modells: Wahl des 
Pensionierungszeitpunkts in einem 

Alters korridor zwischen 61 und 67. Erhöhungen des Ren-
tenalters hatten bisher – zumindest in der parteipoliti-
schen Diskussion – in der Schweiz keine Chance.

Neben der Tendenz, dass die baldigen Bezüger ihre 
«wohlerworbenen Rechte» nicht leichtfertig aufgeben 
wollen, hört man auch das Argument, dass ältere Perso-
nen heute ohnehin geringe Chancen im Arbeitsmarkt 
hätten. Hierzu ist anzumerken, dass die 50-plus-Gene-
ration heute nicht ein höheres Risiko hat, arbeitslos zu 
werden. Einzig bei Entlassungen aufgrund von Kon-
kurs oder Umstrukturierungen haben Angehörige die-
ser Gruppe grössere Schwierigkeiten, wieder eine Stelle 
zu fi nden, als jüngere Kollegen. Dies könnte aber genau 
mit dem fi xen Pensionsalter zusammenhängen: Für 
 Unternehmen lohnt es sich kaum, eine 58-jährige, kurz 
vor der allseits bekannten Pensionierung stehende 
Arbeitnehmerin neu einzuarbeiten. 

Warum also nicht das vorgegebene Pensionsalter 
 abschaffen? Genau das haben die Kanadier 1982 mit der 
Einführung der Canadian Charter of Rights and Free-
doms gemacht. Diese Charta verbietet die Diskriminie-
rung aufgrund des Alters und hat mit der Zeit in den 
 einzelnen Provinzen dazu geführt, dass die Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses aufgrund des Alters unzulässig 

geworden ist. Diese Politik beruht letztlich auf der Er-
kenntnis, dass Altersdiskriminierung nicht nur (wie bei 
uns betont) im Zusammenhang mit der Nichtanstellung 
einer älteren Person vorkommt, sondern auch bei der 
Nichtfortführung des Anstellungsverhältnisses.

Natürlich gibt es in Kanada Ausnahmen, wenn das 
Alter nachweislich die Sicherheit beeinträchtigt (zum 
Beispiel bei Feuerwehrmännern oder Piloten). Das 
 Alter 65 hat als Orientierungspunkt für die Berech-
nung der Auszahlungen des Canada Pension Plan 
(CPP), des  Pendants zur AHV, zwar nach wie vor eine 
 gewisse  Bedeutung, doch letztlich bestimmen die 
Arbeit nehmer selbst, wann sie in Pension gehen. Wer 
länger arbeitet, erhält mehr, wer sich früher pensionie-
ren lässt, erhält weniger Rente.

Die Erfahrungen in Kanada sind insgesamt positiv. Es 
entstand, zumindest nach einer Übergangsphase, kein 
«Stau» – wie einige befürchteten –, indem ältere Mitar-
beiter den jüngeren die Arbeitsplätze versperren. Es gab 
auch nicht mehr Arbeitslose. Vielmehr zeigt die Erfah-
rung, dass viele Leute ihren Rücktritt aus dem Arbeits-
leben kreativer gestalten und sich an den eigenen Be-
dürfnissen orientieren. Die Arbeitgeber wiederum bieten 
je nach Bedarf fl exible Arbeitsverträge an und können so 
auch wertvolles Humankapital eher behalten.

Flexibilität gewonnen
Ein Beispiel wie dasjenige von Kurt Wüthrich, Nobel-
preisträger und Professor für Chemie an der ETH Zürich, 
wäre in Kanada wohl undenkbar. Ihm wurde nach seiner 
Pensionierung an der ETH eine Anstellung über das 65. 
Lebensjahr hinaus zunächst verweigert, worauf er sich 
entschloss, seine Forschung in den USA fortzusetzen.

Eine Herausforderung ist allerdings, dass sich Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber nun mit einer nicht mehr auto-
matisch eintretenden Pensionierung auseinandersetzen 
und individuell optimale Arrangements fi nden müssen. 
Aber auch hier zeigt das Beispiel Kanada, dass dies funk-
tionieren kann. Schliesslich eröffnet diese Individuali-
sierung des Pensionierungsentscheids neue Chancen in 
einer Gesellschaft, in der sich das Arbeitsverhältnis in 
Zukunft ohnehin stark verändern wird.

Auf die Frage, was der wichtigste Vorteil der Abschaf-
fung des obligatorischen Pensionsalters in Kanada sei, 
antwortete David Green, Arbeitsökonom an der Univer-
sity of British Columbia in Vancouver, kürzlich: «Die 
 dadurch gewonnene Flexibilität, die Abhängigkeitsrate 
der in Pension gehenden Babyboomer etwas zu reduzie-
ren». Lernen wir doch von Kanada. Vielleicht gelingt es 
so, dem «Eisberg» doch noch auszuweichen. Wir werden 
alle profi tieren: Jung und Alt.

Rolf Weder ist Professor für Aussenwirtschaft und
Europäische Integration an der Universität Basel.
Riccardo Bentele ist Hilfsassistent in diesem Bereich.

 «Letztlich bestimmen 
die Arbeitnehmer 
selbst, wann sie in 
Pension gehen.»

ROLF WEDER

Für einmal wird eine Volksinitiative 
 angekündigt, für die sich nicht bereits von 
vornherein ein automatisches Nein emp-
fi ehlt – wie sonst so gut wie immer: Die 
Jungfreisinnigen verlangen die Erhöhung 
des ordentlichen Rentenalters für beide 
Geschlechter auf 66 Jahre (in Zweimonats-
schritten) und anschliessend die Bindung 
an die Entwicklung der Lebenserwartung. 
Dazu kommen Übergangs bestimmungen, 
und es wird – ganz wichtig – festgelegt, 
was passiert, wenn das Parlament für die 
 Umsetzung der besagten Varianten zu viel 
Zeit verstreichen lässt.

Ohnehin ist bereits viel zu viel Zeit ver-
strichen. Seit Jahren, eher Jahrzehnten, 
steht fest, dass das bisherige Modell in ab-
sehbarer Zeit unbezahlbar wird und eine 
Radikalkur unumgänglich ist. Der AHV-
Fonds muss bereits Anlagen verkaufen, 
um seinen Zahlungspfl ichten nachzu-
kommen, das Umlageergebnis ist negativ. 
Die Bundesratsparteien drücken sich bis 
dato, mit unterschiedlicher  Motivation, 
um Klartext, will sagen: Rente später. 
Oder sie verweigern sich schlicht den 
 unbequemen Fakten –  namentlich die 
Linke rebelliert gegen die Arithmetik, 
auch eine Form von Populismus.

Diese Vogel-Strauss-Politik trägt dazu 
bei, dass das Thema Rentenaltererhö-
hung in ermüdender Regelmässigkeit als 
«noch nicht reif» oder «nicht mehrheits-
fähig» abgetan und damit ein nationales 
Tabu kultiviert wird, zum Schaden be-
sonders der jungen Generationen. Inso-
fern ist es logisch, dass eine Jungpartei 
buchstäblich die Initiative ergreift; es 
wird spannend sein zu sehen, wie die 

freisinnige Mutterpartei damit umgeht. 
FDP-Bundesrat Pascal Couchepin ver-
langte 2003 (!), das AHV-Rentenalter 2015 
auf 66 und 2025 auf 67 Jahre hinaufzuset-
zen, was der Partei damals in den eid-
genössischen Wahlen Verluste bescherte.

Unterdessen wird der Leidensdruck 
evidenter, verschärft durch die Effekte 
des endlosen Nullzinsregimes; vielleicht 
ist in der Politik und im Publikum endlich 
auch die Einsicht etwas gewachsen, dass 
das Ende des leichtfertigen Verdrängens 
erreicht ist. Dass allerdings die Sozial-
demokratie und besonders die linksradi-
kalen Jungsozialisten (die in den Massen-
medien spürbar präsenter sind als etwa 
der Jungfreisinn) vor Empörung schäu-
men werden, ist hinzunehmen.

Das Verdienst dieser Initiative, sofern 
sie denn zustandekommen und durch 
die Instanzen gezogen wird, besteht 
 darin, dass sie dem Parlament einen 
 Offenbarungseid abzwingen wird, dass 
sie, wenn sie so zur Abstimmung kommt, 
wie sie jetzt konzipiert ist, ohne  unseligen 
«Paketzuschlag» (à la Steuervorlage/
AHV-Zuschuss) präsentiert werden wird. 

Der Vorschlag der Jungfreisinnigen 
muss nicht der Königsweg zur Stabilisie-
rung der AHV sein – es gibt auch Modelle 
wie das kanadische, siehe obenstehen-
den Kommentar –, doch die demokrati-
sche Debatte muss lieber heute als mor-
gen eine Reform darlegen, die den Na-
men verdient. Im Gegensatz zur geschei-
terten Altersvorsorge 2020; solche halb-
herzige, verkorkste, die Problemlösung 
vertagende Scheinreformen kann sich 
die Schweiz nicht mehr leisten.

Rentenalter endlich aufs Tapet
Jungfreisinnige Initiative für Erhöhung auf 66. MANFRED RÖSCH

Es ist ein Alarmruf: Die Schweiz ist in Sa-
chen Standortqualität in den vergange-
nen Jahren kaum vom Fleck gekommen. 
In vielen Konkurrenzländern dagegen 
wurden Fortschritte erreicht. In der Folge 
hat sich die relative Wettbewerbsposition 
der Schweiz verschlechtert. Es zeigt sich 
einmal mehr: Stillstand ist Rückschritt.

Der Wirtschaftsdachverband Econo-
miesuisse hat mit Blick auf die eidgenös-
sischen Wahlen vom Herbst rund hundert 
wirtschaftspolitische Entscheide der ver-
gangenen vier Jahre analysiert. Im Mittel-
punkt stand jeweils die Frage, welche 
Auswirkungen sie auf den Wirtschafts-
standort Schweiz haben. Das Fazit fällt 
gemäss Economiesuisse «ernüchternd» 
aus: Der Verband erkennt kaum Fort-
schritte. In der Tat ist der Befund nicht 
aus der Luft gegriffen; er spiegelt sich in 
verschiedenen internationalen Rankings 
zur Wettbewerbsfähigkeit. Die Schweiz 
hat deutlich an Terrain eingebüsst.

Chefökonom Rudolf Minsch wies vor 
den Medien darauf hin, dass allzu häufi g 
Abwehrkämpfe gegen die Verschlechte-
rung der Standortattraktivität geführt 
werden mussten. Daraus resultierte der 
Stillstand. Exemplarisch dafür stehen 
etwa die Europa- oder die Sozialpolitik, 
besonders die Altersvorsorge. Bisweilen 
waren sogar Rückschritte zu verzeichnen. 
So dürfte sich die Umsetzung der Ener-
giestrategie 2050 als solcher erweisen – 
schon bald ist mit Versorgungsengpässen 
in der Elektrizität zu rechnen.

Dieser Stillstand mag sich nicht un-
mittelbar negativ auf den Einzelnen aus-
wirken, die Verschlechterung der Stand-

ortqualität ist ein schleichender Prozess. 
Die Erhaltung des Status quo ist für die 
Schweiz ungenügend. Kaum ein anderes 
Land ist derart mit der globalen Wirt-
schaft verfl ochten wie die Schweiz. Sie 
ist auf Gedeih und Verderb darauf ange-
wiesen, ein attraktiver Standort für inter-
nationale Unternehmen zu sein und die 
Möglichkeit zu haben, grenzüberschrei-
tend ungehindert Handel zu treiben.

Diese Erkenntnis ist vielen Politikern 
und auch Teilen der Bevölkerung offen-
bar abhandengekommen. Wie anders 
liessen sich etwa die verbreiteten Sym-
pathien etwa für die Konzernverantwor-
tungsinitiative erklären, die standortpoli-
tisch ein gewaltiger Rückschritt wäre.

Zur Debatte stehen weitere Ver-
schlechterungen. In der Sozialpolitik 
werden die Löhne immer weiter mit 
neuen Abgaben belastet. Beispiele sind 
etwa die Zusatzfi nanzierung für die 
AHV, die vorgeschlagenen neuen Über-
brückungsrenten für ältere Arbeitneh-
mer oder der zur Diskussion stehende 
Vaterschaftsurlaub. Auch wenn die ein-
zelnen Beiträge für sich allein genom-
men klein erscheinen, summieren sie 
sich zu erheblicher Grösse – zulasten der 
Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft.

Sollte sich das Land zudem über die 
Annahme der Begrenzungsinitiative oder 
die Ablehnung des Rahmenabkommens 
mit der EU für den Weg in die Isolation 
entscheiden, wäre dies fatal. Wohlstands-
einbussen würden nicht lange auf sich 
warten lassen. Es ist die vornehmste Auf-
gabe des im Herbst neu zu bestellenden 
Parlaments, dies zu verhindern.

Stillstand ist Rückschritt
Der Druck auf den Standort Schweiz steigt. PETER MORF

Seit vier Jahren ist 
 Tidjane Thiam Chef von 
Credit Suisse und hat 
durchaus Lob verdient. 
Der Mann hat in der 
Grossbank ein 
hochnotwendiges 
Sanierungs-
programm 
durchgezogen, 
eines, das seit 
der Finanzkrise 
angezeigt ge-
wesen war. 
Thiam hat 
 Milliarden an 
Schrott aus der 
Bilanz gewor-
fen, dank ihm 
ist Credit Suisse 
heute risikoärmer 
und mit stabile-
rem Ertrag unter-
wegs als wohl je 
zuvor (vgl. Seiten 6, 7). Doch es gilt 
auch Versäumnisse aufzuzeigen, wo 
Defi zite bleiben. 

Aktienkurs, Börsenwert, Eigen-
kapitalrentabilität sind entweder im 
Keller oder seit Jahren weit entfernt 
von guten Werten. Als Aktionär fragt 
man sich: Hat Thiam dafür Tausende 
Angestellte auf die Strasse gestellt 
und kassiert eines der höchsten CEO-
Saläre der Schweiz? 

Das bei seinem Anfang ausgegebene 
Ziel, CS in neue Ertrags- und Gewinn-
sphären zu heben, hat Thiam bis heute 
nicht erreicht. Auch mit Blick in die 
Zukunft stellen sich heute weitere 
Fragen. Die Sanierung hat Thiam für 
beendet erklärt, staubt nach getaner 
Arbeit den Feuerwehrmantel ab. Und 
wo liegt für ihn nun die Zukunft 
 seiner gesundenden Bank? Die Null-
achtfünfzehn-Antwort «in China» 
 allein kann es nicht sein. Die gehört 
mittlerweile zum Standardrepertoire 
jedes globalen Vermögensverwalters, 
der etwas auf sich hält. 

Thiam und sein UBS-Kollege 
 Sergio Ermotti haben in der jüngsten 
Vergangenheit öfters angedeutet, der 
Markt würde den wahren Wert ihrer 
neuen Grossbanken schlicht nicht 
vollends erkennen. Vielleicht sollten 
beide aufhören, ihn erklären zu 
 wollen, und ihn uns einfach anhand 
überzeugender Ergebnisse zeigen.

Thiam, zeig’s uns!  
Seit vier Jahren ist 
 Tidjane Thiam Chef von 
Credit Suisse und hat 
durchaus Lob verdient.
Der Mann hat in der 
Grossbank ein 
hochnotwendiges 

durchgezogen, 
eines, das seit 
der Finanzkrise 

Schrott aus der 
Bilanz gewor-
fen, dank ihm 

Thiam, zeig’s uns!  

VALENTIN ADE 

Redaktor  
zum Thema 

Tidjane Thiam

Aktuell auf www.fuw.ch

Die USA erleben ihre bisher längste 
Wirtschaftsexpansion überhaupt. 
Doch Washington darf die sich stel-
lenden verbleibenden Herausforderun-
gen nicht aus den Augen verlieren, 
schreibt Allianz-Chefökonom Moha-
med A. El-Erian. Die Expansion zu ver-
längern, wird viel Sorgfalt erfordern. 

www.fuw.ch/260619-1

Amerikas langer 
Aufschwung

Die Pharmabranche steht vor einer 
Grossübernahme: Der US-Biotech- 
Konzern AbbVie will den Konkurrenten 
Allergan für rund 63 Mrd. $ schlucken. 
Durch den Zukauf entstünde ein Bran-
chenriese mit einem Umsatz von rund 
48 Mrd. $ im Jahr. 

www.fuw.ch/260619-2

AbbVie will 
Allergan kaufen

Der Textilmaschinenhersteller Rieter 
hat an der alle vier Jahre statt� nden-
den Fachmesse ITMA in Barcelona 
einen Grossauftrag aus Ägypten er-
halten. Mit 180 Mio. Fr. handelt es sich 
um einen substanziellen Auftrag. 
Rieter geriet 2018 zunehmend in eine 
 Auftrags� aute.

www.fuw.ch/260619-3

Rieter kann 
leicht aufatmen
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